
setzt in politischen Diskursen zuneh-
mend ehedem geläufige Schlagworte wie
„Modernisierung“ oder „Wohlstand“. Es
lässt aufhorchen, wenn die knapp im Amt
bestätigte zweite Regierung Schröder sich
veranlasst sieht, der eigenen Bevölkerung
als Neujahrsgruß in ganzseitigen Anzei-
gen renommierter deutscher Tageszei-
tungen die Selbstverständlichkeit ent-
gegenzurufen: „Die Bundesregierung hat
die Pflicht, das Wohl aller Bürgerinnen
und Bürger über die Vorteile einzelner
Gruppen zu stellen. Nur so kann unser
Land die großen Herausforderungen be-
stehen. Denn: Erfolg braucht alle.“ (Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 2. Januar 2003).
Man kann sich des Eindruckes nicht er-
wehren: So viel Ringen um Gemeinwohl
gab es gerade auf exekutiver Ebene schon
lange nicht mehr in Deutschland. Der
ehemalige Kulturstaatsminister Nida-
Rümelin hat zu Beginn des Jahres 2003
denn auch nicht ohne Süffisanz treffend
von der „neuen Melodie des Kanzlers“
gesprochen (Die ZEIT, Nr. 3 vom 9. Januar
2003). Was aber steckt hinter jenem neuen
öffentlichen und politischen Interesse am
„Gemeinen Besten“?

Diskursmuster 
eines semantischen Chamäleons
Das Gemeinwohl ist einer der vielschich-
tigsten und vieldeutigsten Begriffe der
Staats- und Sozialphilosophie. Als eine
weit in die Geschichte der Theorien über
das menschliche Zusammenleben zu-
rückreichende, in ihrem konkreten Inhalt
oft umstrittene und veränderte Denkfigur

Der aufmerksame Beobachter des Politik-
betriebes entdeckt seit einigen Monaten
in der öffentlichen Diskussion über politi-
sche Probleme unseres Landes eine deut-
liche Renaissance der Argumentationsfi-
gur des Gemeinwohles. Für die plakative,
mediengerechte Rhetorik von Parteien
und deren Spitzenkandidaten auf erst-
rangigen politischen Events wie Bundes-
tags- und Landtagswahlkämpfen mag
man es noch als ritualisierte Ereignisnor-
malität ansehen, dass ein jeder sich mit
seinem Programm und seinen politischen
Entscheidungen dem Wohlergehen nicht
nur der eigenen Gefolgschaft, sondern
der Allgemeinheit insgesamt verpflich-
tet fühlt. Schließlich ist das Gemeinwohl
eine selbstverständliche Handlungsma-
xime des Staates, nach der er und seine
Akteure sich nicht an Individualinteres-
sen, sondern am Wohle aller in ihrem
Handeln zu orientieren haben. Denn der
Staat und die Politik sind, zumal in de-
mokratisch verfassten Gemeinwesen,
nicht Selbstzweck, sondern das Mittel,
um seinen Bürgern insgesamt optimale
Lebens- und Entfaltungschancen zu ga-
rantieren. Unbeeindruckt von den Ein-
sichten der Pluralismusforschung, des
Korporatismus und der ökonomischen
Institutionentheorie, lautet so das gän-
gige, gleichermaßen abstrakte wie wenig
umstrittene Alltagsverständnis des Bon-
num Commune in der Bevölkerung und bei
den politisch Handelnden. Und dennoch:
Seit einiger Zeit wird „das Gemeinwohl“
immer häufiger auch außerhalb der Sonn-
tagsreden beim Namen genannt und er-
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fungiert das Gemeinwohl im heutigen po-
litischen Alltag weder als Bezeichnung für
ein konkretisiertes Gesellschaftsmodell
noch für ein singuläres Ereignis. Es han-
delt sich vielmehr um ein Deutungsmus-
ter, das im Laufe der Zeit mit spezifischen
Merkmalen an Struktur und Inhalt an-
gereichert wurde und im Falle seiner 
(Re-)Aktivierung eine spezielle Sicht-
weise auf die betrachteten Dinge erzeugt.
Michel Foucault hat solche institutionali-
sierten Aussageformen als „Diskurse“ be-
zeichnet (Die Ordnung des Diskurses,
Frankfurt am Main, 1971). Das sind Rede-
und Schweigeordnungen, die in gesell-
schaftlichen Subsystemen produziert und
eingeübt werden, um so eine „Ordnung
der Dinge“ nach dualistischen Opposi-
tionen wie wahr – falsch, normal – patho-
logisch, vernünftig – wahnsinnig, gut –
böse und so weiter durchzusetzen. Dis-
kurse sind gekennzeichnet durch eine
Ordnungs- und Deutungsfunktion, eine
Dichotomisierungstendenz, die Relati-
vierung individueller Autorenschaft, die
Abstraktion vom Konkreten sowie die sta-
bilisierende Einbettung eines empirischen
Ereignisses durch einerseits strukturelle
sowie andererseits meta-kontextuelle Ele-
mente, die aus dem Vorrat des gemeinsa-
men kulturellen Gedächtnisses der Dis-
kursgemeinde geschöpft werden. So wer-
den  Denkmuster mit einem stark norma-
tiven Anspruch erzeugt.

Es ist müßig, die Ursachenforschung
für die Renaissance eines semantischen
Chamäleons wie des Gemeinwohles mit
herkömmlicher Politikanalyse zu bestrei-
ten. Dies wird der Funktion allgemeiner
Leitkategorien praktischen politischen
Handelns nicht gerecht, deren Eigenart
notwendigerweise darin liegt, auf der
Makroebene eine ganze Spannbreite an
Auslegungs- und Operationalisierungs-
möglichkeiten anzubieten, statt präzise
Definitionen vorzugeben. Wenn Herfried
Münkler Recht damit hat, dass „Konjunk-
turen in der politischen Sprache […] Indi-

katoren des Wandels von Problemstel-
lungen (sind)“ („Korruption und Ge-
meinwohl“, Neue Rundschau 111 [2000], 2),
dann bemüht die deutsche Politik in den
letzten Wochen und Monaten das Ge-
meinwohl nicht deshalb so eifrig, weil man
inhaltlich traditionelle Gesellschaftstheo-
rien alter Meister wieder entdeckt hat, son-
dern weil man sich hier gezielt einer ei-
genständigen, funktionalen Option politi-
schen Agierens bedient. 

Katalysator für 
systemimmanentes Agendasetting 
Es ist eine Grunderkenntnis, dass politi-
sche Akteure sozio-moralische Ressour-
cen benötigen, die gleichsam eine vorpo-
litische Grundlage des Politischen bilden.
Praktische Politik kommt zudem ohne
halbwegs schlüssige und möglichst de-
taillierte Gesamtkonzepte einschließlich
operationalisierter mittel- und langfristi-
ger Zielvorstellungen nicht aus. Die Zu-
nahme medialer Inszenierung hat in der
Öffentlichkeit zwar zu einer in Teilen
starken Verdichtung und Vereinfachung
politischer Programme auf griffige Kurz-
formeln wie die „Neue Mitte“ geführt.
Auch kann man in den letzten Jahrzehn-
ten eine deutliche Angleichung und da-
mit eine geringere inhaltliche Unter-
scheidbarkeit der großen Parteien in vie-
len Politikbereichen beobachten. Der
grundsätzliche Wunsch der politischen
Akteure selbst nach einem hinreichend
präzisen handlungsleitenden Gesamt-
konzept und konkreten Zielmarken ist
gleichwohl eine ungebrochene Konstante
des Politikbetriebes. Man denke etwa an
die Grundsatzprogramme der Parteien
oder das Diskussionspapier Neue Soziale
Marktwirtschaft der CDU-Vorsitzenden
Angela Merkel im Jahr 2001. Dieses Be-
dürfnis erklärt sich nicht zuletzt aus der
Notwendigkeit der Bindung der eigenen
Gefolgschaft und dem Wunsch der Politi-
ker nach Selbstvergewisserung bei den
zahlreichen Sach- und gelegentlichen
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Grundsatzentscheidungen im Alltagsge-
schäft.

Der Gemeinwohldiskurs ist kein sol-
ches sozioökonomisch und kulturhisto-
risch ausdifferenziertes Gesamtkonzept,
das sich als operative politische Strategie
eignen würde. Vielmehr handelt es sich
um einen eher traditionalistischen, neu-
zeitlichen Gründungsmythos national-
staatlich verfasster Gesellschaften west-
licher Prägung, der sich – gespeist aus der
politischen Ideengeschichte – zu einer dif-
fusen allgemeinen Leitkategorie verdich-
tet hat. Trotzdem stehen aktuelle Ge-
meinwohldebatten nicht anachronistisch-
isoliert neben den übrigen Sachthemen
und Gebrauchskonzeptionen der Politik-
agenda. Im Gegenteil: Autoren von Ge-
meinwohldiskursen knüpfen regelmäßig
ohne Umschweife und völlig losgelöst
vom reichhaltigen theoriegeschichtlichen
Ballast problemlos an aktuelle Debat-
ten an. Diese universelle Verwendbarkeit
scheint immanent und konstitutiv für den
Gemeinwohldiskurs. Sie lässt sich leicht
erklären. Denn wer im Politikalltag vom
Gemeinwohl spricht, vergewissert sich
hier und jetzt zunächst einmal der beste-
henden politischen Lage und der vorherr-
schenden Ordnungskonzeption, stellt die-
se dann ganz oder teilweise infrage und
leitet damit die Diskussion über ein neues
oder deutlich variiertes politisches Ord-
nungs- und Gesellschaftskonzept ein. Ge-
meinwohldiskurse können auf diese abs-
trahierende Weise einen systembewah-
renden Modernisierungs- oder Reform-
prozess initiieren. An ihrem Anfang steht
dabei das Versagen bislang handlungslei-
tender Erklärungsmuster. An ihrem Ende
kann ein neues oder grundlegend modifi-
ziertes gesellschaftspolitisches Konzept
stehen.

Als Katalysator eines systemimma-
nenten Paradigmenwechsels lässt sich
der Gemeinwohldiskurs in Defizienz-
situationen reaktivieren und ermöglicht
durch die moralische Konstruktion einer

Schicksalsgemeinschaft ein situationsan-
gepasstes Nation- oder Society-Rebuilding,
an dessen Ende im Erfolgsfall ein weicher
Übergang zu einem neuen gesellschafts-
politischen Gesamtkonzept steht. Prädes-
tiniert durch seine Wirkungsmechanis-
men, ermöglicht dieses Deutungsmuster
damit dem etablierten Policy-Netzwerk
und seinen Akteuren ohne grundlegen-
den Legitimationsverlust und unter Beto-
nung des eigenen Handlungs- und Deu-
tungsprimates eine Neuausrichtung ihrer
Leitlinien und politischen Programme bei
gleichzeitiger Befriedung und Stabilisie-
rung der Diskursgemeinde, also der poli-
tisch interessierten Bevölkerung und der
eigenen Gefolgschaft.

Gemeinwohl statt Wohlstand
Die Renaissance des Gemeinwohles im
politischen Alltag der jüngeren Vergan-
genheit wäre demnach nicht nur eine zu-
fällige, singuläre Erscheinung oder eine
von gesellschaftlichen Entwicklungen ab-
gekoppelte taktische Inszenierung im
Umfeld wichtiger Wahlen, sondern auch
Indiz für einen begonnenen paradigmati-
schen Wandel in den gesellschaftspoliti-
schen Konzeptionen der großen politi-
schen Parteien und ihrer Führungseliten,
ausgelöst durch eine von ihnen perzi-
pierte Defizienzerfahrung. 

Es liegt auf der Hand, dass ein wesent-
licher Teil dieser Defizienzerfahrung die
allmähliche Einsicht in die fehlende Zu-
kunftsfähigkeit des bisherigen deutschen
Wohlfahrtsstaatsmodelles und der damit
verbundenen Wohlstandspolitik der ver-
gangenen Jahrzehnte ist. Spätestens seit
den frühen sechziger Jahren wurde die
griffige Erhard’sche Formel vom „Wohl-
stand für alle“ für die großen Volkspar-
teien CDU/CSU und SPD zur post-pa-
triotischen Inkarnation erfolgreicher bun-
desrepublikanischer Politik und gleich-
sam Grundkonsens in der Zielbestim-
mung aller Bundesregierungen. Jede Par-
tei musste und wollte wohlfahrtsstaatli-
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che Leistungen garantieren, um mehr-
heitsfähig zu sein und Regierungsverant-
wortung in den Wahlen übertragen zu be-
kommen. Wohlstandssicherung und die
Aussicht auf Wohlstandsmehrung waren
bis in die zweite Amtszeit der jetzigen rot-
grünen Regierung Schröder Bezugspunkt
politischer Entscheidungen und Maßstab
ihrer Legitimation in der Mehrheit der
deutschen Bevölkerung. Wohlstandspoli-
tik wurde dabei als zweistufiger Prozess
begriffen. Erstens: Ermöglichung und För-
derung ökonomischer Leistungsfähigkeit
und wirtschaftlichen Wachstums. Zwei-
tens: Politische Moderation der Zuwachs-
verteilung, einschließlich des Streites um
die Verteilkriterien. So besehen, war auch
das von Bundeskanzler Kohl nach der
deutschen Wiedervereinigung geprägte
und später viel gescholtene Symbol der
„blühenden Landschaften“ eine konse-
quente Zieldefinition für die neuen
Bundesländer, da es an das anerkannte
ökonomisch-wohlfahrtsstaatliche Gesell-
schaftsmodell Westdeutschlands und die
bisherige Wohlstandspolitik lückenlos
anknüpfte. 

Die Einsicht der Politik in die Grenzen
der Leistungsfähigkeit des bestehenden
Wohlfahrtsstaates ist erst in der Kumula-
tion problematischer Herausforderungen
unvermeidbar geworden. Dazu zählen
neben den unterschätzten Schwierigkei-
ten der sozioökonomischen Bewältigung
der Folgen der deutschen Einheit vor al-
lem die jetzt auch monetär durchschla-
genden Konsequenzen einer alternden
Bevölkerung. Die Globalisierung und die
EU-Osterweiterung lassen beides in sei-
ner Brisanz schonungslos zu Tage treten.
Das Ausbleiben der über Jahrzehnte lieb
gewonnenen, im Westen gewohnten und
im Osten erhofften „blühenden Land-
schaften“ führt gegenwärtig den politi-
schen Akteuren die begrenzte Tauglich-
keit der herkömmlichen Wohlstandspoli-
tik vor Augen. Die erhebliche zeitliche
Verzögerung, mit der das Politik-Netz-

werk die Realität der gesellschaftlichen
Subsysteme und eigenes Steuerungsver-
sagen wahrnimmt, wird dabei gerne
unterschätzt. So befindet sich die politi-
sche Elite erst seit kurzer Zeit im mühsa-
men Anfangsstadium der ernsthaften Su-
che nach neuen handlungsleitenden Kon-
zepten. Dieser Paradigmenwechsel wird
derzeit auch durch Gemeinwohlpolitik
bestritten.

Die neue Melodie des Kanzlers
Die konkrete Defizienzerfahrung, die die
zweite Regierung Schröder auf den Ge-
meinwohldiskurs zurückgreifen lässt, 
ist leicht auszumachen und in wenigen
Worten skizziert. Eine anhaltende Wachs-
tumsschwäche, die zur längsten Stagna-
tionsphase der deutschen Volkswirtschaft
seit der Nachkriegszeit geführt hat, trau-
rige neue Rekorde bei der Massenarbeits-
losigkeit, eine desolate Kassenlage aller öf-
fentlichen Haushalte und der drohende
Kollaps der sozialen Sicherungssysteme
provozieren vor allem seit der Bundes-
tagswahl im September 2002 das Schreck-
gespenst vom „Sanierungsfall Deutsch-
land“, angefacht durch eine kontinuierli-
che Schlusslichtdebatten-Strategie der
Opposition. Nachdem der Irak-Krieg im
Frühjahr des Jahres 2003 sowohl auf der
politischen Agenda als auch in der öffent-
lichen Meinung in den Hintergrund ge-
rückt war, wurden die bestehenden wirt-
schafts-, arbeitsmarkt- und sozialpoliti-
schen Probleme wieder zum beherrschen-
den Kernthema der tagesaktuellen Aus-
einandersetzungen. Der Reformdruck,
der auf der Bundesregierung lastet, ist
hoch, das Blockadepotenzial der Opposi-
tion durch die konträren Mehrheitsver-
hältnisse im Bundesrat groß, die Kanz-
lermehrheit im Parlament hauchdünn,
und die Kritiker im eigenen Lager sind
lautstark. Zugleich diskreditieren die
Konjunkturentwicklung und die fiskali-
sche Lage jede Anknüpfung an die alther-
gebrachte Wohlstandspolitik.
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Bundeskanzler Gerhard Schröder rea-
gierte auf diese auch von der Bevölkerung
krisenhaft wahrgenommene Situation in
seiner als Jahrhundertrede inszenierten
Regierungserklärung vom 14. März 2003
mit einem Appell an das Gemeinwohl. Un-
mittelbar nach dem deutlichen Einge-
ständnis der fehlenden Zukunftsfähigkeit
des bestehenden deutschen Wohlfahrts-
staates heißt es gleich zu Beginn seiner
Ausführungen, mit denen die Bevölke-
rung auf die anstehenden Veränderungen
eingestimmt werden sollte und die die
Grundlage der „Reformagenda 2010“ leg-
ten: „Die Menschen wollen, dass klar ent-
schieden und nicht um Zuständigkeiten
gerangelt wird. Dass es um Fortschritt für
die Allgemeinheit geht und nicht um die
Durchsetzung von Einzelinteressen.“ (Re-
gierungserklärung vor dem Deutschen
Bundestag, 14. März 2003). Die Einschnitte
bei der geplanten Neugestaltung der Ar-
beitslosenhilfe schließt der Bundeskanz-
ler mit den Worten ab: „Niemandem aber
wird es künftig gestattet sein, sich zu Las-
ten der Gemeinschaft zurückzulehnen
[…].“ Am Ende heißt es schließlich: „[…]
ich will nicht länger hinnehmen, dass Lö-
sungen an Einzelinteressen scheitern. […]
Lassen Sie uns dafür gemeinsam arbei-
ten.“ Noch deutlicher fällt die Beschwö-
rung des Gemeinwohles ein Jahr später
aus, als Bundeskanzler Schröder vor dem
Deutschen Bundestag eine erste Bilanz sei-
ner Agenda 2010 vorlegt. Lautete der Ti-
tel vor einem Jahr noch in Anspielung auf
die damalige geopolitische Situation „Mut
zum Frieden und Mut zur Veränderung“,
so ist die Regierungserklärung vom 25.
März 2004 trotz unmittelbarer zeitlicher
Nähe zu den Terroranschlägen in Madrid
allein und explizit unter die Überschrift
„Egoismus überwinden – Gemeinsinn för-
dern“ gestellt. Seine innenpolitischen
Ausführungen beendet der Regierungs-
chef mit dem Aufruf „[…] Für das Ge-
meinwesen. Deshalb lautet unser Motto:
Egoismus überwinden – Gemeinsinn för-

dern.“ Diese fortwährende „neue Melodie
des Kanzlers“ (Nida-Rümelin) ist mehr als
ein bloß reflexhafter rhetorischer Kunst-
griff seiner Redenschreiber. Sie zeigt, ganz
im Gegenteil, eine neuartige, eigenstän-
dige Option politischen Agierens.

Neue Gemeinwohlpolitik 
Man erkennt die Umrisse einer neuen
„Gemeinwohlpolitik“, mit der die politi-
schen Akteure in Deutschland auf tiefer
liegende Veränderungen in Gesellschaft
und politischem System reagieren: 

Erstens: Der Rückgriff auf den Ge-
meinwohldiskurs macht deutlich, dass
alle politischen Akteure in Deutschland,
insbesondere die Exekutive, die beste-
hende ökonomische und gesellschaftliche
Situation der Bundesrepublik derzeit als
ernst zu nehmende Krise begreifen (ers-
tes, generelles Defizienzeingeständnis
der politischen Klasse).

Zweitens: Die anerkannten und über
Jahrzehnte eingeübten handlungsleiten-
den Gesamtkonzepte der Politik und die
tradierten Parteiprogramme haben ihre
Erklärungskraft und ihre Funktion als
konsensuale Richtschnur für politische
Entscheidungen verloren. Der bisherige
bundesdeutsche Wohlfahrtsstaat lässt
sich mit der bislang geläufigen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik unter der dop-
pelten Herausforderung aus globaler
Wirtschaftskonkurrenz und demografi-
schem Wandel nicht mehr aufrechterhal-
ten (zweite Defizienzerfahrung: Abschied
von der Wohlstandspolitik).

Drittens: Das bestehende System des
bundesdeutschen Verbundföderalismus
mit seiner Politikverflechtung auf exeku-
tiver und administrativer Ebene erweist
sich zudem in dieser Lage als nicht aus-
reichend handlungsfähig. Da gewohnte
Verfahren im Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess der Verfassungsor-
gane nicht mehr zu problemangemesse-
nen Lösungen führen, werden diese Ver-
fahren immer öfter durchbrochen oder

Seite 53Nr. 416 · Juli 2004

Die Wiederentdeckung des großen Ganzen?

416_49_56_Schulte  25.06.2004  12:47 Uhr  Seite 53



neu interpretiert. Eine ausgedehnte exe-
kutive Steuerung parlamentarischer Pro-
zesse verschiebt die Machtverhältnisse
weg von etablierten Produzenten und
Hütern des Gemeinwohles wie Bundes-
tag und Bundesrat (dritte Defizienzerfah-
rung: Verlust von Handlungsfähigkeit).

Viertens: Dieser Verlust von Hand-
lungsfähigkeit führt zu neuen Formen
exekutiver Steuerung. Während in den
letzten Jahrzehnten zwischen organisier-
ten Interessengruppen und Politik gefes-
tigte korporatistische Arrangements ent-
standen waren, die zu einer routinehaften
Inklusion von etablierten Verbänden so-
wohl in die Formulierung von Politik als
auch in deren Ausführung führten, unter-
liegen diese eingeübten Beteiligungsnetze
gegenwärtig einer zunehmenden Erosion,
die durch einen wachsenden Vertrauens-
verlust und eine Dezentralisierungsten-
denz der Verbändebasis gegenüber ihrer
Verbandsbürokratie beschleunigt wird.
So gehen immer mehr Wirtschaftsunter-
nehmen zu direkter, institutionalisierter
Einzelinteressenvertretung über. Auch
finden sich ganz neue Formen von Lob-
byismus in der Berliner Republik wie bei-
spielsweise Anwaltskanzleien und Unter-
nehmensberatungen. Mit dem Abschied
von der Wohlstandspolitik und dem Qua-
litätswandel politischer Entscheidun-
gen hin zu fast ausnahmslos Nullsum-
men- oder Negativsummenspielen in den
anstehenden Reformprozessen stößt die
neo-korporatistische Entscheidungsfin-
dung an ihre Grenzen. Sie hat durch eine
Reproduktion der gouvernementalen
Verflechtungsfallen selbst an Handlungs-
fähigkeit verloren und kann diese nur
durch unverhältnismäßig hohe, nicht
mehr problemangemessene Transak-
tionskosten überwinden. In dieser Situa-
tion greift die Bundesregierung immer
häufiger darauf zurück, Politikformulie-
rung auf Expertengremien zu delegieren,
die ad hoc und temporär berufen werden,
mit einem begrenzten Mandat ausgestat-

tet sind und deren Teilnehmer immer sel-
tener nach verbandlichen oder parteipoli-
tischen Proporzgesichtspunkten, sondern
nach Fach- und Erfahrungsexpertise aus-
gewählt werden.  Die Liste der Kommis-
sionen, Bündnisse, runden Tische und
Sonderbeauftragten hat seit der 14. Legis-
laturperiode erheblich zugenommen. Die
Exklusion etablierter Verbände geht so
einher mit einer Elitisierung und Flexibi-
lisierung des Politiknetzwerkes. Korte
spricht in diesem Zusammenhang von
„handverlesenen Netzwerkern“ und
„Spin-doctors“ („In der Präsentationsde-
mokratie“, Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 26. Juli 2002). Dieser neue konsulta-
tive Elitenpluralismus wird durch die
Bundesregierung mittels Gemeinwohlpo-
litik begründet und gesteuert. Die exeku-
tive Gemeinwohlpolitik läuft folgender-
maßen ab: 1. Hoher Handlungsbedarf
durch krisenhafte Entwicklung; 2. Fest-
stellung des bisherigen Politikversagens;
3. Fehlen eigener Lösungsvorschläge; 4.
Handlungsunfähigkeit oder Überforde-
rung der verfassungsmäßigen Willens-
bildungsprozesse und der korporatisti-
schen Arrangements; 5. Gemeinwohlap-
pell zur Rückgewinnung des exekutiven
Führungsanspruches und zur Legitimi-
tätssicherung in der Bevölkerung; 6. De-
legation der Politikformulierung an Ex-
pertengremien; 7. Verpflichtung dieser
„Treuhänder“ auf gemeinwohlorientierte
Arbeit (konsultativer Elitenpluralismus).

Fünftens: Das politische System und
seine Akteure sehen sich durch einen dra-
matischen Vertrauensverlust bei der Be-
völkerung mit einer weiteren Defizienz-
erfahrung konfrontiert. Politikabstinenz
und -verdrossenheit zeigen sich in zuneh-
mender Wahlenthaltung und gehen ein-
her mit einem allgemeinen Trend der Ver-
unsicherung des Alltages, der in hochin-
dustriellen Gesellschaften immer unüber-
schaubarer, interdependenter und kom-
plexer wird. Die gehäuft aufgetretenen
politischen Skandale und Korruptions-
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fälle der letzten Jahre haben diesen Ver-
trauensverlust weiter verstärkt. Während
die Mehrheit der Bevölkerung den 
Wohlfahrtsstaat als wichtigste Legitima-
tionsquelle des Gemeinwesens begreift, 
den sozialen Sicherungssystemen einen
„transzendenten Sinn“ zuspricht und so-
ziale Grundrechte liberalen Freiheitsrech-
ten vorzieht, müssen Bundesregierung
und Opposition in dieser Situation mit ih-
ren jeweiligen Mehrheiten in Bundestag
und Bundesrat Leistungskürzungen in al-
len sozialen Sicherungssystemen und bei
allen Anspruchsgruppen durchsetzen
(vierte Defizienzerfahrung: mehrfacher
Vertrauensverlust der Politik).

Sechstens: Sowohl die Regierung als
auch die Opposition greifen in dieser Si-
tuation auf Gemeinwohlpolitik zurück,
um dem massiven Vertrauensverlust in
der Bevölkerung mit dem Angebot einer
unstrittigen sozio-moralischen Funda-
mentalressource zu begegnen. Die Suche
nach neuer Legitimation findet dabei zum
einen auf personaler Ebene statt, um den
Glaubwürdigkeitsverlust des Berufspoli-
tikerstandes zu kompensieren (Gemein-
wohl als Gegenteil von Korruption). Zum
anderen dient der Gemeinwohldiskurs
auf der Handlungsebene als Legitima-
tionsanker in den anstehenden Reform-
entscheidungen, bei denen allen An-
spruchsgruppen Leistungskürzungen ab-
verlangt werden müssen (Legitimierung
unpopulärer Entscheidungen). Durch die
moralische Konstruktion einer Schick-
salsgemeinschaft und die Relativierung
der bisherigen Politik werden eigene Feh-
ler und Misserfolge ausgeblendet und 
der eigene Führungsanspruch bekräftigt
(Herrschaftssicherung durch neue Legiti-
mität).

Siebtens: Gemeinwohlpolitik über-
brückt gleichzeitig die derzeitige Orien-
tierungslosigkeit der politischen Klasse.
Bundeskanzler Schröder bezeichnete die-
se Situation der Orientierungslosigkeit 
euphemistisch als „Politik der ruhigen

Hand“. Nach der Erosion der Wohl-
standspolitik und der auf sie ausgerichte-
ten handlungsleitenden Konzepte und
Parteiprogramme befinden sich Regie-
rung und Opposition im Anfangsstadium
der Suche nach gleichwertigem Ersatz. In
diesem Vakuum dient Gemeinwohlpoli-
tik als überbrückendes Surrogat für Poli-
tiker, Parteimitglieder, Bevölkerung und
Medien. Da Konzeptlosigkeit insbeson-
dere der Exekutive und dort vor allem dem
Kanzler angelastet wird, von dem erwar-
tet wird, dass er seine Richtlinienkompe-
tenz auch durch kohärente Inhalte und
Zielvorstellungen ausfüllt, greift vor al-
lem der Regierungschef auf Gemeinwohl-
akklamationen zurück, um dadurch Füh-
rungsfähigkeit zu unterstreichen und wei-
teren Vertrauensentzug zu verhindern
(Überbrückung konzeptueller Vakuen).

Achtens: Als Katalysator für systemim-
manentes Agendasetting bereitet die Ge-
meinwohlpolitik parallel dazu den Boden
und den Freiraum für eine Paradigmen-
diskussion. Solche Auseinandersetzun-
gen kann man derzeit sowohl als Grund-
satzprogrammdebatte in den politischen
Parteien als auch als Verfassungsdiskus-
sion beobachten. In der innerparteilichen
Auseinandersetzung sticht vor allem die
SPD hervor. Deren bisherige hochgradig
identitätsstiftende Leitkategorie der „so-
zialen Gerechtigkeit“, verstanden als mo-
netäre Umverteilungspolitik, kann abseh-
bar nicht mehr in praktischen politischen
Entscheidungen umgesetzt werden und
wird von der eigenen Regierung bereits
seit längerem nicht mehr als Maßstab ge-
nutzt. Mit der Bund-Länder-Kommission
zur Reform des Föderalismus hat eine Ver-
fassungsdiskussion erneut begonnen, die
die Probleme der Politikverflechtung von
Bund und Ländern lösen soll und somit
auf die Defizienzerfahrung des Verlustes
von Handlungsfähigkeit reagiert (Agen-
dasetting).

Neuntens: Schließlich wird der Ge-
meinwohldiskurs derzeit auch strate-
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gisch-instrumentell als Schweigeordnung
eingesetzt, um durch moralische Desa-
vouierung potenzielle Veto-Positionen
von Einzelinteressenvertretern und Son-
dergruppen mit dem Appell an die ge-
meinsame Verantwortung zu vereiteln.
Diese Form der Gemeinwohlpolitik wird
ebenfalls vornehmlich von der Bundesre-
gierung und dem Kanzler betrieben. Sie
richtet sich derzeit nicht nur gegen die Ge-
werkschaften und Verbände, sondern vor
allem an die über den Bundesrat faktisch
mitregierenden Unionsparteien und die
innerparteilichen Kritiker der Regie-
rungspolitik innerhalb der SPD und der
Koalitionsfraktion. Der so in der Öffent-
lichkeit erzeugte Druck auf CDU und
CSU, keine Blockadepolitik zu betreiben,
hat beispielsweise die Konsensgespräche
der Gesundheitsreform im Juli 2003 her-
beigeführt. Innerparteilich hat Kanzler
Schröder mit dieser Strategie seine „Re-
formagenda 2010“ gegen das linke sozial-
demokratische Lager durchsetzen können
und das erste Mitgliederbegehren in der
Geschichte der SPD vereitelt. Inwieweit
der neue SPD-Parteivorsitzende Franz
Müntefering diese instrumentelle Ge-
meinwohlpolitik fortsetzt, wird sich zei-
gen (Gemeinwohl als Schweigeordnung).

Vom Wohl und Wehe
Die Renaissance des Gemeinwohles im
politischen Alltag ist also mehr als die zu-
fällige Häufung semantischer Spielereien.
Mit dem bewussten Einsatz einer aner-
kannten sozio-moralischen Fundamental-
ressource reagieren das Politiknetzwerk
und seine Akteure auf eine deutlich zu
Tage getretene und auch entsprechend
wahrgenommene multiple Defizienzsitu-
ation ihrer Umwelt. Die Nutzung einer
selbstverständlichen Handlungsmaxime
als eigenständiger Politikansatz in hoch-
komplexen Gesellschaften bleibt aller-
dings eine fragile Option politischen Agie-
rens mit einer begrenzten Halbwertzeit

und hoher Inflationsgefahr. Die Verwen-
dung von Gemeinwohlpolitik ist ein Sur-
rogat, das schnell zum Placebo werden
kann. Die diskursiven Wirkungsmecha-
nismen der normativen Leitkategorie Ge-
meinwohl bieten aber auch Chancen,
wenn sie als zeitlich befristetes Kohä-
sionsmittel dazu genutzt werden, Frei-
raum zu schaffen, um erodierte Formen
und Inhalte der Willensbildung, der Poli-
tikformulierung und der Institutionen-
ordnung  zukunftsfest zu modernisieren
und an gewandelte Realitäten anzupas-
sen. Das Parlament als klassischer Ort der
Suche nach dem Bonnum Commune spielt
bei den hier skizzierten Spielarten der Ge-
meinwohlpolitik kaum eine Rolle. Es stellt
schon lange nicht mehr die Arena dar, in
der um das große Ganze gerungen wird.
Die aktuelle Gemeinwohlpolitik bietet
aber auch hier zumindest die Chance, in
dem durch sie hergestellten Freiraum für
Veränderung und Neubestimmung die
Suprematie auftragsfreier Repräsentation
und Willensbildung in die Waagschale zu
werfen. Eines jedenfalls sollten die Nutzer
der Gemeinwohlpolitik immer im Auge
behalten: Wer vom Gemeinwohl redet,
muss sich über kurz oder lang auch selbst
an ihm als moralischer Kategorie messen
lassen. Ohne Selbstbindung wird eine 
von politischen Eliten instrumentalisierte
Rede vom Gemeinwohl von den Bürgern
sehr bald als bloße Rhetorik durchschaut,
und es ist eine politisch-moralische Skan-
dalierung möglich, mit der die Geschäfts-
grundlage gegenseitigen Vertrauens zwi-
schen Regierenden und Regierten aufge-
hoben wird. Eine bloß als rhetorisch
durchschaute Gemeinwohlsemantik steht
in der Gefahr, zum Wegbereiter eines sich
ausbreitenden politischen Zynismus zu
werden. Das bedeutet, dass der aktuellen
Gemeinwohlpolitik bald neue inhaltliche
Konzepte, konkrete Lösungen und hand-
lungsfähigere institutionelle Strukturen
folgen müssen.
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